Ergebnisprotokoll der 5. Sitzung der Untergruppe „Rechtsschutz“ der


„Arbeitsgruppe zur Überprüfung der Rechtsordnung


hinsichtlich behindertendiskriminierender Bestimmungen“


am 5. August 1998








Am 5. August 1998 fand im Bundeskanzleramt�Verfassungsdienst unter Leitung von Mag.  HESSE die 5. Sitzung der Untergruppe „Rechtsschutz“ der „Arbeitsgruppe zur Überprüfung der Rechtsordnung hinsichtlich behindertendiskriminierender Bestimmungen“ statt. Die Sitzungsteilnehmer sind aus der beigeschlossenen Anwesenheitsliste ersichtlich.





Grundlage der Beratungen waren ein den Teilnehmern bereits zu Beginn der 4. Sitzung am 22. Juli 1998 ausgeteiltes Positionspapier des Bundesministeriums für Inneres, in dem wahlrechtliche Bestimmungen, in denen potentiell ein Nachteil für behinderte Personen gesehen werden kann, erörtert werden, sowie eine zu Beginn der 5. Sitzung vorgelegte „Tischunterlage“ betreffend den Bereich des Personenstandswesen.





In der Sitzung wurde zunächst das erwähnte Arbeitspapier des Bundesministeriums für Inneres betreffend wahlrechtliche Bestimmungen behandelt, wobei der Vorsitzende einleitend den Stand der über dieses Papier bereits in der 4. Sitzung begonnenen Diskussion zusammenfaßte. Die Ergebnisse der anschließend fortgesetzten Beratung lassen sich wie folgt zusammenfassen:





1. Zu § 66 Abs. 1 Nationalratswahlordnung (NRWO): 





Im Zusammenhang mit dieser Bestimmung wurden folgende Problemkreise diskutiert:





1. Wahlschablonen:


Einigkeit bestand darüber, daß der - bei bestimmten Wahlen (BPräs, EU-Parlament) bereits erfolgte - Einsatz von Wahlschablonen grundsätzlich bei allen Wahlen - also auch bei solchen zu den gesetzlichen Interessensvertretungen - als wünschenswert anzusehen ist. Hinsichtlich der Wahl zum NR führten die Vertreter des BMI allerdings aus, daß der Einsatz von Wahlschablonen diesbezüglich aus technischen Gründen aufgrund der Vielzahl der Wahlkreise und der wählbaren Kandidaten nicht möglich sei. 


In der Diskussion wurde hinsichtlich der Wahlen zum NR auch die Kleinheit der Schrift hinsichtlich der Namen der Kandidaten als Nachteil für sehbehinderte Personen angesehen, jedoch anerkannt, daß die naheliegende Lösung - (noch) größere Stimmzettel - wenig praktikabel erscheint.





2. Zugänglichkeit der Wahllokale:


In diesem Zusammenhang wurde seitens der Vertreter der Behindertenorganisation auf Anregung von Prof. Barazon festgehalten, daß die Sicherstellung eines barrierefreien Zugangs zu allen öffentlichen Gebäuden (also nicht nur zu jenen, in denen Wahllokale untergebracht sind) durch eine entsprechende Anordnung des Gesetzgebers erfolgen sollte, die jedoch nicht unbedingt in den einzelnen Wahlordnungen enthalten sein müßte. Seitens des BMI (Mag. Stein) wurde es demgegenüber für ausreichend angesehen, wenn Behinderten der barrierefreie Zugang ins Erdgeschoß eines öffentlichen Gebäudes, das als Wahllokal herangezogen wird, gewährleistet wird.


Einigkeit bestand darüber, daß als Sofortmaßnahme nach Möglichkeit barrierefreie Gebäude als Wahllokale ausgewählt werden sollten. Es wurde darauf hingewiesen, daß seitens der Gemeinden diesbezüglich erteilte Auskünfte nicht immer zutreffend sind. Es wurde angeregt, in den Bundesländern ähnliche Arbeitsgruppen einzurichten.





3. Geleitpersonen:


Es wurde das Problem aufgezeigt, daß es geistig behinderte Menschen gibt, die zwar einen politischen Willen bilden können, diesen jedoch mangels bestimmter Fähigkeiten - zB mangels der Fähigkeit, den Stimmzettel zu lesen - nicht artikulieren können. In diesem Zusammenhang wurde angeregt, die Wendung „gebrechliche Wähler“ zu novellieren, damit sichergestellt wird, daß künftig auch die erwähnten Personen von ihrem Wahlrecht durch Mitnahme einer Geleitperson Gebrauch machen können. Um Mißbräuche zu vermeiden, wurde vorgeschlagen, die Hilfestellung einer Geleitperson bei Ausfüllung des Stimmzettels nur dann zuzulassen, wenn der Behinderte gegenüber dem Wahlleiter einen entsprechenden Wunsch äußert.





Zu § 72 Abs. 4 NRWO und § 58 Abs. 4 EuWO:


Diese Bestimmungen wurden allgemein als bedenklich qualifiziert. Bedenken gegen die erstgenannte Bestimmung wurden auch im Hinblick auf Art 26 Abs. 5 B-VG vorgebracht. Seitens des BMI wurde daher eine Änderung der Verfassung vorgeschlagen.


Im Zuge der Diskussion wurde von einigen Teilnehmern die ersatzlose Streichung dieser Bestimmung gefordert. Im Falle der Beibehaltung wurde angeregt, die Entscheidungskompetenz von der ärztlichen Leitung auf einen Richter bzw die Wahlbehörde zu übertragen; außerdem sollte diesfalls der Anwendungsbereich dieser Bestimmung restriktiver gefaßt werden.





Zu § 87 Abs. 1 Handelskammergesetz:


Diese Bestimmung tritt mit 1. Jänner 1999 außer Kraft. An ihre Stelle tritt § 95 Abs. 2 Wirtschaftskammergesetz 1998, BGBl I Nr. 103/1998, in dem eine andere Terminologie verwendet wird.








Die Ergebnisse über die anschließend geführten Beratungen über das das Personenstandswesen betreffende Arbeitspapier lassen sich wie folgt zusammenfassen:





Hinsichtlich der Frage, ob sehbehinderte Personen als Zeugen für den Eheschließungsakt zugelassen werden sollen, wurden unterschiedliche Auffassungen vertreten:


Seitens der Vertreter des BMJ wurde die besondere Bedeutung der Beweisbarkeit einer erfolgten Eheschließung und die den Trauzeugen dabei zukommende Rolle nachdrücklich betont und darauf hingewiesen, daß sehbehinderte Personen einen Teil des Eheschließungsaktes - etwa die Eintragung ins Ehebuch, aber auch die Person des Standesbeamten - nicht unmittelbar wahrnehmen können. Das BMJ plädiert daher für die Beibehaltung der geltenden Rechtslage, die sich insbesondere in Krisenzeiten bestens bewährt habe.


Dagegen wurde eingewandt, daß etwa sehbehinderte Verwandte des Brautpaares aufgrund ihrer engen Beziehung etwa hinsichtlich der Person der zu Trauenden eine zuverlässigere Aussage machen können als dem Brautpaar völlig fremde nichtbehinderte Personen, die als Trauzeugen zugelassen sind. 


Einigkeit bestand darüber, daß sehbehinderte Personen durch diese Regelung faktisch benachteiligt sind.





Für September 1998 wurde ein vom Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst zu verfassender vorläufiger Gesamtbericht über das Ergebnis der Arbeit der eingesetzten Unterarbeitsgruppen in Aussicht gestellt, der als Grundlage für weitere Beratungen dienen soll.
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